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Oberste Gericht über die Höhe der Entschä­
digung zu entscheiden.

(2) Hat der Staatsanwalt gemäß § 374 
einen Entschädigungsanspruch zuerkannt, 
hat der Generalstaatsanwalt über die Höhe 
der Entschädigung zu entscheiden.

(3) Der Antrag auf Berechnung der Ent­
schädigung ist innerhalb von drei Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung über die 
Zuerkennung des Anspruchs beim Obersten 
Gericht (Absatz 1) oder beim Generalstaats­
anwalt (Absatz 2) zu stellen.

Anmerkung: Zu den Bestimmungen die­
ses Kap. vgi. den PrBOG vom 22.1.1975 zur 
Entschädigung für U-Haft und Strafe mit 
Freiheitsentzug gemäß §§ 369 ff. StPO, (NJ 
H.4 Beil. 1/75). Er lautet:

„1Д.
Die Regelung der Entschädigung für voll­
zogene Untersuchungshaft oder Strafen mit 
Freiheitsentzug ist eine Konsequenz aus der 
Präsumtion der Nichtschuld.
Ein Entschädigungsanspruch ist im gericht­
lichen Verfahren grundsätzlich gegeben, 
wenn
— der Beschuldigte oder Angeklagte in 

Untersuchungshaft war und das Gericht 
das Verfahren endgültig einstellt, weil 
der Staatsanwalt bzw. der General­
staatsanwalt der DDR die Anklage zu- 
rückgenornmen hat (§§ 189 Abs. 2 Ziff. 4, 
193 Abs. 2, 248 Abs. 1 Ziff. 4 StPO);

— der Beschuldigte in Untersuchungshaft 
war und das Gericht die Eröffnung des 
Hauptverfahrens rechtskräftig abgelehnt 
hat, weil kein hinreichender Tatverdacht 
besteht (§ 192 StPO);

— der Angeklagte in Untersuchungshaft 
war und im erst- oder zweitinstanzlichen 
Verfahren freigesprochen wurde (§ 244 
StPO);

— der Verurteilte die gegen ihn erkannte 
Strafe mit Freiheitsentzug ganz oder 
teilweise verbüßt hat und im Ergebnis 
eines Kassations- oder Wiederaufnahme­
verfahrens freigesprochen wurde.

Dem Betroffenen kann auch dann ein Ent­
schädigungsanspruch zugebilligt werden, 
wenn er wegen des Verhaltens, das die 
Grundlage des Haftbefehls bildete, freige- 
sproehen, jedoch wegen eines Vergehens 
verurteilt wurde, das nicht den Grund für 
den Erlaß des Haftbefehls darstellte, und 
wenn wegen dieses Delikts die Anordnung

der Untersuchungshaft von vornherein 
nicht gerechtfertigt gewesen wäre. Das gilt 
auch für die entsprechenden Fälle der Ab­
lehnung der Eröffnung des Hauptverfah­
rens und der endgültigen Einstellung des 
Verfahrens bei Rücknahme der Anklage 
durch den Staatsanwalt.
Bei der Berechnung der Dauer der Frei­
heitsbeschränkung und der Höhe des Scha­
dens ist vom Zeitpunkt der vorläufigen 
Festnahme (§ 125 StPO) auszugehen.

1.2.
Die Entschädigung umfaßt den durch die 
Untersuchungshaft oder den Vollzug der 
Strafe mit Freiheitsentzug entstandenen 
Vermögensschaden.
Der Antragsteller ist grundsätzlich so zu 
stellen, daß ihm durch die Untersuchungs­
oder Strafhaft keine finanziellen Nachteile 
entstehen.
Zum Vermögensschaden gehören insbeson­
dere:
— entgangene Einkünfte aus Arbeitsrechts- 

verhäitnissen, Mitgliedschaftsverhältnis­
sen zu sozialistischen Genossenschaften;

— entgangene Einkünfte aus gesetzlich zu­
lässiger freiberuflicher Tätigkeit, neben­
beruflicher Honorartätigkeit und Feier­
abendtätigkeit;

— entgangene Versorgungsleistungen, z. B. 
Renten sowie sonstige Geldleistungen 
der Sozialversicherung, deren Zahlung 
eingestellt und nachträglich nicht mehr 
realisiert wurde;

— entgangener Gewinn aus einer Gewerbe­
tätigkeit;

— notwendige Auslagen, die dem Betroffe­
nen durch die Freiheitsbeschränkung 
entstanden sind;

— notwendige Auslagen, insbesondere Ko­
sten für die Inanspruchnahme eines 
Rechtsanwalts bei der Durchsetzung des 
Entschädigungsanspruchs.

Im Wege des Entschädigungsverfahrens für 
vollzogene Untersuchungs- und Strafhaft 
werden nicht erstattet:
— notwendige Auslagen, einschließlich der 

Verteidigerkosten, über die gemäß § 366 
StPO zu entscheiden ist;

— Einkommensminderungen, die infolge 
der Ablösung des Betroffenen von einer 
höher bezahlten Stellung in eine niedri­
gere vor oder nach der Inhaftnahme ent­
stehen;


